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Diese Broschüre stellt eine Kurz-
zusammenfassung eines um-
fangreichen Leitfadens über die 
wesentlichen rechtlichen Rahmen-
bedingungen für die Schaffung 
und den Betrieb einer Ladeinfra-
struktur durch Kommunen dar. 

Die Kurzzusammenfassung geht 
im ersten Kapitel zunächst auf die 
Markt- und Regulierungsmodelle 
sowie auf die rechtlichen Rahmen-
bedingungen beim Errichten und 
Betrieb von öffentlichen Ladesäulen 
ein. Diesbezüglich wird auch die 
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1. Bedeutung und Anforderung öffentlicher Ladeinfrastruktur

2. Markt- und Regulierungsmodelle

I. 
Ladeinfrastruktur 
für Elektromobilität 

Kommunen stellen in der Regel den gemeindlichen 
Straßenraum zur Verfügung. Sie stellen bei öffentlich 
eingerichteten Ladeinfrastrukturen den öffentlichen 
Raum zur Verfügung. Sie sind Genehmigungsbehörden  
für Ladeinfrastrukturen und straßenrechtliche 
Privilegien (Sondernutzung) oder auch direkt selbst  
Betreiber von Ladeinfrastrukturen.

Für die Planung einer Ladeinfrastruktur sind die An-
forderungen an die Ladeinfrastruktur von besonderer 
Bedeutung. 

Nach den Nutzungsanforderungen wird allgemein nach 
den folgenden Arten der Ladeinfrastruktur unterschieden:

Grundsätzlich soll in Deutschland und der Europäischen 
Union die öffentliche Ladeinfrastruktur (öLIS) getrennt 
vom regulierten Verteilernetz betrieben werden. Betreiber 
der öLIS kann ansonsten grundsätzlich „Jedermann“ 
sein. Die Grenzen finden sich im Kartellrecht wieder.  
In der Praxis bestehen zwischen den Stromlieferanten 
häufig Ladeverbünde oder übergreifende Strukturen. 
Diese Strukturen können derartig gestaltet sein, dass 
der Ladekunde physisch den Strom an der konkreten 
Ladesäule bezieht, der Ladevorgang aber virtuell einem 
anderen Stromlieferanten zugerechnet wird. Dieser an-
dere erhält die Zahlung für den Strom. 

Grund- oder Basis-Ladeinfrastruktur
→ d. h. die Beladung des Fahrzeugs bei längerer
Stehzeit, wodurch die Errichtung von Schnellade-
stationen nicht erforderlich ist

Tankstellen-Ladeinfrastruktur
→ d. h. öffentliches schnelles Laden mit kurzen
Standzeiten

Ergänzungsladeinfrastruktur
→ d. h. Laden „auf dem Weg“, z. B. auf öffentlichen
Parkflächen von Einzelhandelsgeschäften

Kommunale Ausschreibungen an die Ladesäulenbe-
treiber sind zulässig. Abrechnungen können u. a. auch 
direkt vor Ort an der Ladesäule abgeschlossen werden 
ohne einen vorher bestehenden Stromliefervertrag durch 
den Kunden.

Eine Kommune hat mehrere Handlungsmöglichkeiten 
den Aufbau einer Infrastruktur für Elektromobilität zu 
gestalten, darunter zählen: 
→ Integriert-reguliertes Marktmodell
→ (Teil-)Wettbewerblicher Betrieb
→ Separiert-reguliertes Marktmodell
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→ Integriert-reguliertes Marktmodell

Die öffentliche Ladeinfrastruktur wird als Teil des 
Elektrizitätsverteilungsnetzes vom Verteilnetzbetreiber 
(VNB) errichtet und betrieben. Bei diesem Modell 
kann der VNB nicht zugleich Stromlieferant sein, dies 
erfolgt durch einen Dritten. 

Des Weiteren besteht die Pflicht, einen diskriminierungs-
freien Zugang zu gewähren. Die Entgelte für die Bereit-
stellung werden über Verkaufspreis sowie über Netzent-
gelte weitergegeben. Die Planungshoheit liegt bei der 
Gemeinde als zuständige Behörde. Dieses Modell ist 
nur unter den Voraussetzungen des Art. 33 Abs. 3 der 
Richtlinie 2019/944 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 5. Juni 2019 möglich. 

→ (Teil-)Wettbewerblicher Betrieb

Die Ladeinfrastruktur wird durch einen Dritten (kein VNB) 
außerhalb des Elektrizitätsverteilnetzes betrieben. Neben 
dem Betrieb übernimmt dieser Dritte auch die Strom-
lieferung (zu beachten ist die Obergrenze des EnWG von 
100.000 Kunden). 

Die Kosten für Errichtung und Betrieb werden über den 
Strompreis des Ladestroms umgelegt. Die Planungshoheit 
liegt bei der verkehrs-, bau- und planungsrechtlich zu-
ständigen Behörde. Die Einflussnahme auf Ausgestaltung 
der Ladeinfrastruktur ist dabei möglich.

→ Separiert-reguliertes Marktmodell

Das separiert-regulierte Modell ist eine Mischform der 
vorgenannten Modelle. Hierbei wird die Ladeinfrastruktur 
getrennt von Elektrizitätsverteilnetzen und Stromliefe-
ranten aufgebaut. In der Regel erfolgen die Errichtung 
und der Betrieb durch einen Dritten. Die Umsetzung ist 

gekennzeichnet durch befristete Vergaben oder Lizenz-
modelle. Des Weiteren erfolgt die Regulierung durch Aus-
schreibung oder öffentliche Förderung. Daraus resultierend 
besteht die Möglichkeit von Seiten der Kommune, Einfluss 
auf den Ladestrompreis zu nehmen.

Kosten

Umlage 
über Strom

Transaktions-
gebühr Transaktionsgebühr

Darstellung der Kosten- und 
Preisbestandteile im 
teil-wettbewerblichen Modell

Detaillierte Darstellung siehe: Franz/Fest, in: Boesche/Franz/Gaul. 
Berliner Handbuch zur Elektromobilität, Freiburg 2013, S. 169

Strom

Messung

Abrechnung

Allg. Netzentgelte

Kosten

Sonderentgelt

Allgemeine 
Netzentgelte

Allgemeine 
Netzentgelte

Strom
Darstellung der Kosten- und 
Preisbestandteile im integriert-
regulierten Modell

Detaillierte Darstellung siehe: Franz/Fest, in: Boesche/Franz/Gaul. 
Berliner Handbuch zur Elektromobilität, Freiburg 2013, S. 162

Messung

Abrechnung

Allg. Netzentgelte

Sonderentgelt
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3.1. Errichtung von Ladesäulen

3.1.1. Kartellrecht und Europarecht
Es herrscht ein Kartellverbot nach § 1 GWB. Dies ist 
relevant, da Gemeinden ein „Monopol“ an öffentlichen 
Straßen haben. Das Kartellverbot nach Art. 101 Abs. 1 
AEUV ist relevant, wenn öffentliche Stellen als „Unter-
nehmen“ auftreten (funktionaler Unternehmensbegriff ).

Ausnahmen hinsichtlich wettbewerbsrechtlicher Be-
schränkungen können unter den gesetzlich benannten 
Voraussetzungen bestehen. Ein Bagatellfall besteht, 
sofern ein gemeinsamer Marktanteil der Beteiligten 
unter 5 % liegt und die erfassten Waren einen Wert von 
weniger als 40 Mio.€ aufweisen. Zu beachten sei dabei, 
dass mehrere gleichartige Vereinbarungen bei kumula-
tiven Zusammenwirken zusammen betrachtet werden 
(„Bündeltheorie“).

Eine Ausnahme besteht mit Art. 101 Abs. 3 AEUV – 
Kartell-Freistellung. Eine solche Einzelfreistellung kann 
erfolgen, wenn sich aus der Vereinbarung Effizienzge-
winne ergeben; Verbraucher an diesen Gewinnen ange-
messen beteiligt werden; die Wettbewerbsbeschränkung 
für die Erzielung der Effizienzgewinne unerlässlich ist 
oder der Wettbewerb nicht ausgeschaltet wird.

3.1.2. Vergaberecht
Kommunen fallen in den Anwendungsbereich des öffent-
lichen Auftraggebers gem. § 99 Nr. 1 GWB, der wiederum 
nach § 101 Abs. 1 Nr. 1 GWB Konzessionsgeber ist. 

Die Vergabe von Stellplätzen für E-Ladesäulen ist eine 
Dienstleistungskonzession im Sinne von § 105 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB). Nach der Entscheidung des VGH München 
vom 13.07.2018 (Beschluss vom 1307.2018, Az. 8 CE 
18.1071) sind Ladesäulen Verkehrsanlagen. Für deren 
Genehmigung findet das Straßenrecht Anwendung, nicht 
das Baurecht. Die Straßenrechtliche Zulässigkeit kann 
durch Sondernutzungserlaubnisse oder öffentlich-recht-
liche Verträge hergestellt werden. Für  die Ladeinfra-
struktur kann aber auch eine Ausnahme von der Sonder-
nutzungserlaubnispflicht durch eine Satzung festgelegt 
werden (vgl. § 18 Abs. 1 ThürStrG).

Ausnahme besteht im Bagatellfall nach § 106 Abs. 2 Nr. 
4 GWB, EU-VO 2019/1828. Der Schwellenwert liegt dort 
bei 5.350.000,00 €.

3. Rechtliche Rahmenbedingungen
Bei der Errichtung und dem Betrieb von Ladeinfrastruktur sind von den Kommunen zahlreiche 
gesetzliche Bestimmungen zu beachten. Insbesondere wettbewerbliche Vorgaben sollen dabei 
übermäßige Bevorteilung aufgrund der „Monopol“-Stellung der Kommunen ausschließen.

3.2. Bei dem Betrieb von Ladesäulen

3.2.1. Europarecht
Nach Art. 107 Abs. 1 AEUV gilt das Verbot der unentgelt-
lichen Gebrauchsüberlassung vom Staat an Private, um 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Daher muss 
die Kommune auf die Vertragsgestaltung mit dem Dritten 
achten. Der Auftrag an einen privaten Dritten muss nach 
dieser Vorgabe entgeltlich sein. Eine unentgeltliche 
Überlassung kann zur Einordnung als unzulässige Beihil-
fe führen. Gleiches gilt übrigens bei einer Überlassung 
unterhalb marktüblicher Preise.

Im Europarecht sind zwei relevante Richtlinien zu nen-
nen, welche die Vorgaben zur technischen Ausrüstung 
von öffentlichen Ladeinfrastrukturen geben:

Die AFID-Richtlinie (RL 2014/94/EU) deklariert techni-
sche Mindestanforderung und die einzelnen Bestim-
mung der Beteiligten, wie z. B. Kunde, Betreiber, VNB. 
Die EPBD- Richtlinie (RL 2018/844/EU) regelt den Ausbau 
von öffentlichen und nicht öffentlichen Wohn- und 
Nichtwohngebäuden (Gebäudeeffizienz-Richtlinie).

3.2.2. Energierechtliche Vorgaben
Ladepunkte gelten als Energieanlagen im Sinne von § 3 
Nr. 15 EnWG. Der Betreiber der Ladesäule gilt als Letzt-
verbraucher nach § 3 Nr. 25 EnWG, nicht als Energiever-
sorger. Die Vorschriften des EnWG sind nicht im Verhält-
nis zum Nutzer anzuwenden. 

Der Nutzer der Ladeinfrastruktur ist nicht Letztverbrau-
cher im Sinne des EnWG, aber Letztverbraucher im Sinne 
des EEG. Beide Gesetze sind getrennt voneinander zu 
betrachten. Die Folge des Letztverbraucherbegriffs des 
EnWG ist, dass diese Vorschriften keine Anwendung 
beim Ladekunden finden.

Der Betreiber der Ladesäule ist Elektrizitätslieferant im 
Sinne des EEG (§ 3 Nr. 20 EEG). Die Unterscheidung ist 
für die EEG-Umlagepflicht wichtig. Eine enge Kopplung 
zwischen Netzbetreiber und Energieversorger ist somit 
unvermeidbar (Netzentgelt, EEG-Umlage). 

Bei der Abgabe an Mitarbeiter ist entscheidend, ob der 
Strom bezogen oder selbsterzeugt ist (aus erneuerbaren 
Energien). Bei der Eigenversorgung gilt eine Erleichterung 
der EEG-Umlage und Stromsteuer, ggf. entfallen Netzent-
gelte sowie Konzessionsabgaben. Die Eigenversorgung  
ist ausschließlich bei dem Verbrauch durch Angestellte 
des Anlagenbetreibers (vgl. § 61 Abs. 2, § § 61a ff., § 61 b  
Abs. 2 EEG 2021) gegeben.

I. Ladeinfrastruktur für Elektromobilität 
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3.2.5. Steuerrechtliche Vorgaben
Aus steuerrechtlicher Sicht muss die Kommune für den 
Betrieb der Ladeinfrastruktur (ausnahmsweise) die 
Umsatzsteuer abführen. Begünstigungen für das Laden 
elektrisch betriebener Kraftfahrzeuge gibt es umsatz-
steuerlich nicht. Lohnsteuerlich wird dagegen der un-
entgeltliche/verbilligte Bezug von Ladestrom begünstigt 
(§ 3 Nr. 46 EStG). Aus stromsteuerlicher Sicht beträgt 
die Stromsteuer aktuell 20,50 € pro MWh. Diese fällt für 
jeden Stromverbrauch an. Stromsteuerliche Begünsti-
gungen für elektrisch betriebene Kraftfahrzeuge gibt es 
ausdrücklich nicht. Stattdessen werden Begünstigungen 
etwa für die sog. „kleinen Versorgern“ (elektrischen 
Nennleistung von bis zu 2 MW) sowie dem ÖPNV und 
besonderen Transportfahrzeugen gemäß § 9 c Abs. 1 
StromStG gewährt.

3.2.3. Technikrecht
Innerhalb des Technikrechtes gelten das Mess- und 
Eichrecht (AFID-Richtlinie 2014/94/EU), die Ladesäulen-
verordnung (LSV), Verordnung der Niederspannungs-
anschlüsse (NAV) und das Gesetz zur Digitalisierung 
der Energiewende (GDEW). Diese kommen meist nur für 
öffentlich zugängliche Ladepunkte zum Tragen.

3.2.4. Baurechtliche Vorgaben
Innerhalb der baurechtlichen Vorgaben gilt, dass die 
Errichtung im Wege einer Befreiung unbedenklich ist.  
Im Rahmen der Bauleitplanung von Gemeinden ist die 
Elektromobilität als Abwägungsbelang nach § 1 Abs. 6  
Nr. 7, Nr. 9 BauGB für die eigene Verkehrspolitik zu nutzen.

Innerhalb der straßenrechtlichen Vorgaben ist die Ein-
ordnung umstritten. Nach der Entscheidung des VGH 
München vom 13.07.2018 (Beschluss vom 1307.2018, 
Az. 8 CE 18.1071) sind Ladesäulen Verkehrsanlagen. 
Für deren Genehmigung findet das Straßenrecht An-
wendung, nicht das Baurecht. Die Straßenrechtliche 
Zulässigkeit kann durch Sondernutzungserlaubnisse 
oder öffentlich-rechtliche Verträge hergestellt werden. 
Für  die Ladeinfrastruktur kann aber auch eine Ausnah-
me von der Sondernutzungserlaubnispflicht durch eine 
Satzung festgelegt werden (vgl. § 18 Abs. 1 ThürStrG).
Die Vorgaben der StVO wie z. B. Beschilderung,  
Kennzeichnung, sind dabei zu beachten. 

Innerhalb der kommunalwirtschaftlichen Vorgabe ist 
das Verschleuderungsverbot (§ 67 ThürKO) zu beachten. 
Die Gemeinde darf öffentliches Eigentum grundsätzlich 
nicht unter Wert veräußern oder vermieten/verpachten. 
Eine Ausnahme besteht, wenn die Gemeinde öffentliche 
Aufgaben der Förderung von Elektromobilität durch Er-
richtung von Ladeinfrastruktur wahrnimmt (abwägungs-
relevant auch § 1 Abs. 5 EEG 2021 aus Gesetzesentwurf ).
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Die private Nutzung eines Dienstwagens, die vom Arbeit-
geber gewährt wird, ist ein Nutzungsvorteil und damit 
als Lohn (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG) anzusehen. Das 
heißt, er ist bei der Veranlagung der Lohnsteuer anzu-
setzen, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer einzu-
behalten und abzuführen hat. Das gilt auch für Fahrzeuge 
aus dem Fahrzeugpool.

Die private Nutzung kann durch das Führen eines 
Fahrtenbuches, in dem alle privaten und dienstlichen 
Fahrten aufgezeichnet werden (§ 8 Abs. 2 Satz 4 EStG), 
dokumentiert werden.

Die andere Möglichkeit ist die pauschale Bewertung (§ 8 
Abs. 2 Satz 2 EStG in Verbindung mit § 6 Abs. 1 Nr. 4  
Satz 2 EStG). Elektrisch betriebene Fahrzeuge werden bei 
der Besteuerung unterschiedlich begünstigt. Für die Höhe 
der Begünstigung ist jeweils nach dem Anschaffungsjahr 
der Fahrzeuge zu unterscheiden. Im Zuge des Klima-
paktes 2030 gilt für angeschaffte Fahrzeuge zwischen 
01.01.2019-31.12.2030, dass nur noch ¼ der Bemessungs-
grundlage bei der Firmenwagenbesteuerung anzusetzen ist. 
Diese Steuervergünstigungen gelten teilweise auch für 
PHEV (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Halbsatz 2 EStG). 

Besonderheiten existieren bei Poolfahrzeugen. Dabei 
sind im Gegensatz zur einfachen Nutzungswertbesteue-
rung bei den an Arbeitnehmer persönlich überlassenen 
Dienstwagen einige Spezifikationen bei der Ermittlung 
dieses Nutzungsvorteils zu beachten. Was damit zusam-
menhängt, dass es sich dabei um unterschiedliche  
Fahrzeuge (mit unterschiedlichen Listenpreisen, mit oder 
ohne Begünstigung) handeln kann.

Bei der Pauschalmethode ist zunächst für jedes Dienst-
fahrzeug 1 % des Listenpreises zu ermitteln. Dadurch 

Gemäß § 3 Nr. 46 EStG werden „zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber gewährte Vor-
teile für das elektrische Aufladen eines Elektrofahrzeugs 
oder Hybridelektrofahrzeugs im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 4  
S. 2 zweiter Halbsatz an einer ortsfesten betrieblichen 
Einrichtung des Arbeitgebers oder eines verbundenen
Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes) und für die zur 
privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrich-
tung“ steuerfrei gestellt. Der gewährte Vorteil muss dabei 
nicht als Lohn versteuert werden. Die Zurverfügungstel-
lung des Ladestroms bzw. Überlassen einer betrieblichen 

4. E-Dienstwagen für Mitarbeiter

5. Ladestrom für Mitarbeiter der Kommune

ermittelte Beträge unterschiedlicher Dienstfahrzeuge 
sind zu addieren. Diese Summe ist durch die Anzahl der 
Arbeitnehmer zu teilen. Der Betrag, der sich daraus er-
gibt, ist für jeden Arbeitnehmer anzusetzen. Grundsätz-
lich können auch bei der Benutzung von Fahrzeugen aus 
dem Fahrzeugpool durch (nutzungsberechtigte) Arbeit-
nehmer die tatsächlichen Fahrten gemäß § 8 Abs. 2 Satz 
4 EStG einzeln bewertet werden (Fahrtenbuch-Methode).

Neben der Pauschal-/Fahrtenbuchmethode kann auch die 
Entfernungspauschale angewandt werden. Um die Ent-
fernungspauschale zu ermitteln, ist der Listenpreis des 
Dienstwagens mit 0,0003 (= 0,03 % des Listenpreises) 
und der Anzahl an Entfernungskilometern zwischen  
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte oder alternativ dem 
Ort im Sinne von § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG zu multiplizieren, 
vgl. § 8 Abs. 2 Satz 2 EStG. Bei BEV und PHEV ist der  
Listenpreis entsprechend der einschlägigen Begünstigung 
zu mindern. Beim Fahrzeugpool müssen zunächst jeweils 
die (aufgrund der Begünstigung als Elektrofahrzeug 
geminderten) Listenpreise der einzelnen Poolfahrzeuge 
mit 0,0003 multipliziert werden. Diese ermittelten Werte 
sind zu summieren. Diese Summe ist dann durch die 
Anzahl der nutzungsberechtigten Arbeitnehmer zu teilen. 
Anschließend ist der sich daraus ergebende Wert bei 
jedem Arbeitnehmer mit dessen individueller Anzahl an 
Entfernungskilometern ( s. o. ) zu multiplizieren. 

Besonderheiten gibt es beim Leasing. Die Berechnungen 
nach der 1 %-Methode gelten auch beim Leasingvertrag. 
Maßgeblich ist hierbei immer der Listenpreis. Aufgrund 
der Pauschalierung bei der Berechnung kommt es bei 
der 1 %-Methode auf die Leasingraten nicht an. Besonder-
heiten ergeben sich aber bei der Fahrtenbuchmethode 
und beim Leasing der Batterie statt des Fahrzeugs  
(insbesondere bei Anschaffung bis 31.12.2018).

Ladevorrichtung zu ortsüblichen Preisen ist kein geld-
werter Vorteil, wodurch es zu Begünstigung von Elektro-
dienstfahrzeugen kommt. Grundsätzlich ist die private 
Nutzung von Dienstwagen als Lohn anzusehen. Dies gilt 
auch bei Fahrzeugen aus einem Fahrzeugpool. 

Plug-in-Hybride (PHEV) und Elektrofahrzeuge (BEV) werden 
unterschiedlich bei ihrer Besteuerung begünstigt.

Im Hinblick auf den zeitlichen Rahmen gilt die Steuerbe-
freiung bis zum 31.12.2030 gemäß § 52 Abs. 4 Satz 14 EStG.

I. Ladeinfrastruktur für Elektromobilität 
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Alternative 1
Aufladen beim Arbeitgeber

Alternative 2
Überlassung betrieblicher Ladeeinrichtung

Definition der 
Steuerbefreiung

Steuerfrei gestellt werden die „Vorteile 
für das elektrische Aufladen […] an einer 
ortsfesten betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers oder eines verbundenen 
Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes)“

Steuerfrei gestellt werden die Vorteile „für die 
zur privaten Nutzung überlassene betriebliche 
Ladevorrichtung“

Begünstigte
→ Arbeitnehmer (§ 19 EStG) und
→ Leiharbeitnehmer (Strom im Betrieb des Entleihers bezogen)
NICHT → Geschäftsfreunde, Kunden

Leistender
→ Arbeitgeber
→ verbundenes Unternehmen
NICHT → Dritter / Arbeitnehmer

→ Arbeitgeber
NICHT → Dritter / Arbeitnehmer

Laden beim Arbeitgeber
Die Leistung (Stromaufladen) wird vom Arbeitgeber 
zweck- oder verwendungsgebunden geleistet und nicht 
vom Arbeitgeber im Lohnkonto aufgezeichnet. 

Laden zu Hause
Wird eine Ladevorrichtung vom Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer überlassen, gilt:
Von der Steuer befreit wird nur der Vorteil aus der Über-
lassung der Ladevorrichtung. In diesem Fall trägt der 
(Leih-)Arbeitnehmer also keine Miet- oder Leihgebühren 
für die Überlassung der Ladevorrichtung. Nicht davon um-
fasst werden Vorteile aus der Übereignung der Ladevor-
richtung, wie Stromkosten.

Ausnahme: diese Stromkosten werden vom Arbeitgeber 
erstattet und es handelt sich dabei um ein Dienstfahr-
zeug, dann sind diese selbst getragenen Auslagen steuer-
frei (§ 3 Nr. 50 EStG). 

Eine monatliche Pauschalierung ist hierbei möglich. 

Mit zusätzlicher Lademöglichkeit beim Arbeitgeber:
→ 20 € für BEV
→ 10 € für PHEV

Von der Einkommenssteuer befreit ist das Aufladen des 
Fahrzeugs beim Arbeitgeber nur für folgende Fahrzeug-
typen:

Ohne eine Lademöglichkeit beim Arbeitgeber:
→ 50 € für BEV
→ 25 € für PHEV  

Wenn aber kein Dienstfahrzeug vorliegt, ist die Erstattung 
der Stromkosten durch den Arbeitgeber als Arbeitslohn 
anzusehen.

Die Bereitstellung der gesamten Ladeinfrastruktur, ein-
schließlich Zubehör sowie die in diesem Zusammenhang 
erbrachten Dienstleistungen (Aufbau / Installation / Inbe-
triebnahme der Ladevorrichtung/Wartung/Betrieb/ 
für die Inbetriebnahme notwendige Vorarbeiten, z. B. 
Verlegen eines Starkstromkabels) sind von der Steuer 
freigestellt.

Die Örtlichkeit kann hierbei jeder andere Standort sein, 
als der der ortsfesten betrieblichen Einrichtung des 
Arbeitgebers oder eines verbundenen Unternehmens.

1.	
reine 
Elektrofahrzeuge 
(BEV)

2.	
Plug-In-Hybride 
Fahrzeuge (PHEV)
gem. § 6 Abs. 1 
Nr. 4 EStG

3.	
Elektrofahrräder 
mit max.25 km/h

4.	
Dienstwagen 
des Arbeitgebers 

5.	
private Fahrzeuge 
des Arbeitnehmers
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I. Ladeinfrastruktur für Elektromobilität 

Pflichten nach Inkrafttreten der Ladesäulenverordnung  
(LSV seit dem 17.03.2016)

Installation Anzeige-
pflicht Nachweispflicht Einheitliche 

Stecker

Normal-
ladepunkt

Nach 
Inkrafttreten 

der LSV

Ab 17.06.2016

Vor 
Inkrafttreten 

der LSV

Schnell-
ladepunkt

Nach 
Inkrafttreten 

der LSV

• Techn. Anforderung nach 
   § 3 II. III LSV
• Allg. techn. Anforderungen   
   nach § 49 EnWG, 
   § 3 IV S. 1 LSV

Ab 17.06.2016

Vor 
Inkrafttreten 

der LSV

• Allg. techn. Anforderungen   
   nach § 49 EnWG, 
   § 3 IV S. 1 LSV

Quelle: Bundesnetzagentur

Das Anbieten des Ladestroms durch die Kommune 
selbst ist möglich. Für Gemeinden richtet sich die wirt-
schaftliche Betätigung strikt nach den § § 71 ff. ThürKO. 
Die Kommunen dürfen dabei Unternehmen als einen 
Eigenbetrieb, als kommunale Anstalt des öffentlichen 
Rechts oder in den Rechtsformen des Privatrechts grün-
den. Für die Unternehmensgründung bestehen weitere 
spezielle Anforderungen wie etwa u. a. die öffentliche 
Zwecksetzung. Auch das Betreiben von Ladesäulen ist 
als ein Unternehmen in diesem Sinne zu betrachten, 
so dass die besonderen Voraussetzungen beachtet 
werden müssen. Problematisch erscheint dabei insbe-
sondere die Voraussetzung, dass diese Tätigkeit „nicht 
ebenso gut und wirtschaftlich durch einen anderen  
erfüllt wird oder erfüllt werden kann“ (§ 71 Abs. 2 Nr. 4  
ThürKO). Allerdings könne bei dem Betrieb der öLIS 
diese Voraussetzung entfallen, weil es sich dabei um 
den Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge handelt 
(§ 71 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 ThürKO).

Es gelten Anforderungen an das Abrechnungssystem im 
Rahmen der Beachtung des Mess- und Eichgesetzes. 
Die Abrechnung muss eichrechtskonform nach § § 40 
ff. EnWG erfolgen. Die genaue und im Anschluss an den 
Ladevorgang direkt an der Ladesäule überprüfbare  
Messung des entnommenen Stroms pro kWh muss dabei 
gewährleistet sein.

Die Messmöglichkeiten dabei sind:
1.	Das Anbringen eines lokalen Speicher- und 
	 Anzeigemodells
2. 	Das Festhalten der Messwerte durch eine 
	 digitale Signatur
3.	Das Abrechnen nach Ladezeit (umstr.; da nicht 
	 direkt von § 1 Abs. 1 S.1 Nr. 6 MessEV erfasst)
4. 	Ein Kombitarif (kWh + Ladezeit)
5. 	Session Fee: vereinbarter Festpreis für den 
	 jeweiligen Ladevorgang
6. 	Flatrate: ein festgelegter Preis für einen 
	 definierten Zeitraum

Weiterhin ist zu beachten, dass der Ladepunktbetreiber  
weder Adressat der Lieferantenpflichten nach dem 
EnWG noch Energieversorger ist und ein Anspruch 
gegen den zuständigen Verteilnetzbetreiber auf Netzan-
schluss (§ 17 Abs. 1 EnWG) besteht.

6. Anbieten von Ladestrom an Dritte
Die Möglichkeiten zur Identifikation des Nutzers sind 
dabei vielfältig: 
•	 Smartphone-App
•	 Intelligente Ladekabel
•	 RFID-Chip (ggfs. im Mitarbeiterausweis)
•	 QR-Code auf einem Fahrstrom-Ticket
•	 Roaming-Verbund
•	 Gängige karten- oder web-basierende 
	 Zahlungsmethoden
•	 Barzahlung  unmittelbar an der Ladesäule

Die Abrechnung mit einer RFID-Karte erfolgt mittels Funk-
etiketten (RFID-Chips) und einer spezifischen ID-Nummer, 
welche berührungslos an ein Empfangsgerät übermittelt 
wird. Dabei sind jedoch datenschutzrechtliche Vorschriften 
zu beachten. Zur Absicherung sollte eine Einwilligung 
von Arbeitnehmern eingeholt werden. Unzulässig ist 
dabei die Rundumüberwachung durch die RFID-Karte am 
Arbeitsplatz.

Zur Vermeidung von „Überladen“ und dadurch 
Blockieren der Ladestation gibt es folgende Tipps:
•	 Höchstparkdauer gilt via Beschilderung 
	 (mit entspr. Tarifregelung)
•	 Einsatz von Backendsystemen (via App oder 
	 SMS-Benachrichtigung – Auskunft dient zur 
	 Beendigung der Ladung)
•	 Entsperren der verriegelten Ladekabel (dient als 
	 Möglichkeit des Abschleppens des E-Fahrzeugs)
•	 Verwendung der installierten Parkraum-
	 detektionstechniken

Anzeige von Ladepunkten:
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Es gelten die § § 37a ff. des Bundesimmissionsschutz- 
gesetzes (BImschG). Unternehmen, die Kraftstoffe in  
Verkehr bringen, werden durch die THG-Quote verpflichtet, 
Treibhausgasemissionen des von ihnen insgesamt in 
den Verkehr gebrachten Kraftstoffes prozentual zu senken.  
Es gilt die Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 
2018/2001 (RED II). Weitere Gesetzesänderungen sind 
derzeit noch in der Umsetzung. Für das Jahr 2021 (so seit 
Beginn des Jahres 2020) beträgt die THG-Quote  

7. Anrechnung der Treibhausgasminderungsquote (THG-Quote)
6 % (vgl. § 37a Abs. 4 Nr. 3 BImSchG von 2020). Durch die 
Gesetzesänderung soll die THG-Quote in den kommenden 
Jahren steigen (siehe Tabelle). 

Zur Förderung der Elektromobilität soll außerdem die 
dreifache Anrechnung von Verbrauch von Strom durch 
Elektromobilität eingeführt werden sowie die Förderung 
des THG-Quotenhandels. Dies sollte schon jetzt bei Ver-
tragsgestaltungen berücksichtigt werden. 

Beschlossene Anpassungen der 
Treibhausgasminderungsquote (THG-Quote)

2022 2023 2024 2025 2026 2028 2030

THG-Quote 
(CO2-Minderung) 6,5 % 7 % 8 % 8 % 10 % 14,5 % 22 %

Nahrungs- und Futtermittelpflanzen 
(Obergrenze, energetisch) 4,4 %

Altspeiseöle und tierische Fette 
(Obergrenze, energetisch) 1,9 %

Fortschrittliche Biokraftstoffe 
(Mindestanteil, energetisch)

0,2 % 0,3 % 0,4 % 0,7 % 1,0 % 1,7 % 2,6 %

Mengen oberhalb des Mindestanteils werden mit Faktor 2 angerechnet.

Wasserstoff und 
PtX-Kraftstoffe

Mengen werden mit Faktor 2 angerechnet 
(Raffinerien und Straßenverkehr)

Strom Mengen werden mit Faktor 3 angerechnet 
(Strom aus öffentlichen Ladepunkten, private Elektrofahrzeuge, Fahrzeugflotten)

Luftverkehr Quote für PtL-Kerosin (energetisch): 0,5 % in 2026, 1 % in 2028, 2 % in 2030

Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU)
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Der Begriff „Eigenversorgung“ ist nach § 3 Nr. 19 EEG 2021 konkret definiert:
„[…] der Verbrauch von Strom, den eine natürliche oder juristische Person im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit der Stromerzeugungsanlage selbst verbraucht, wenn der Strom nicht durch ein 
Netz durchgeleitet wird und diese Person die Stromerzeugungsanlage selbst betreibt,[…]“

1. Eigenstromversorgung

II. 
Elektromobilität 
und Eigenstromversorgung 

Zur Erzeugung des erforderlichen Stromes können Eigenversorgungsanlagen dienen, die zu einer 
Kostenersparnis führen. Ein Beispiel wäre die Errichtung einer PV-Anlage. Diese kann bei baurecht-
licher Genehmigungsfähigkeit auf die Dachfläche aufgebracht werden und so zur Deckung des 
Strombedarfs dienen. 

Voraussetzungen
Folgende Voraussetzungen müssen bei der 
Eigenversorgung gegeben sein:
•	 Stromerzeugungsanlage/n im Sinne von § 3 Nr. 19, 
	 § 61 a EEG 2021 muss vorhanden sein
•	 Betreiber und Verbraucher müssen 
	 personenidentisch sein 
•	 Betreiber hat tatsächliche Herrschaft über die Anlage, 
	 bestimmt eigenverantwortliche Arbeitsweise, 
	 trägt wirtschaftliches Risiko 
•	 keine Netzdurchleitung
•	 unmittelbarer räumlicher Zusammenhang

EEG-Umlage
Der Verbrauch von selbst erzeugtem Strom aus erneuer-
baren Energien kann vielfältige Vorteile bieten. Insbe-
sondere entfallen Netzentgelte sowie darauf aufbauende 
Zuschläge, wenn das Netz der allgemeinen Versorgung 
nicht in Anspruch genommen wird.

Hinzu kommen Privilegierungen bei der EEG-Umlage und 
der Stromsteuer. Der Strompreis enthält in der Regel 
folgende Bestandteile:
•	 Erzeugungs- und Beschaffungskosten
•	 EEG-Umlage (6,50 ct/kWh)

•	 Stromsteuer (2,05 ct/kWh)
•	 Umsatzsteuer
•	 Abgaben (z. B. Konzessionsabgaben)
•	 Netznutzungsentgelte
•	 Aufschläge (z. B. KWK-Umlage)
•	 Messstellenbetrieb

Grundsätzlich gilt die EEG-Umlage in voller Höhe, auch 
bei Verbrauch von selbsterzeugtem Strom. 

Jedoch existieren Ausnahmen nach § 61 Abs. 2 EEG 2021 
bei Eigenversorgung:
•	 Kraftwerkseigenverbrauch
•	 Inselbetrieb
•	 vollständige Eigenversorgung und keine Zahlungen 
	 nach Teil 3 des EEG 2021
•	 Leistung von höchstens 10 kW bei Verbrauch von 
	 höchstens 10 MW pro Jahr
•	 Leistung von 30 kW bei Verbrauch bis höchstens 30 MWh 
	 (§ 61b Abs. 2 EEG 2021)

Des Weiteren gilt das EEG-Umlageprivileg und die Ver-
ringerung der EEG-Umlage auf 40 % (§ 61 b Abs. 1 EEG 
2021) bei Eigenversorgung gemäß § 3 Nr. 19 EEG 2021.



13

Überschussstrom
Die vom Eigenversorger selbst erzeugten und die von ihm 
selbst verbrauchten Strommengen können nur in der Höhe, 
in der sie einander „zeitgleich“ (je Viertelstunde) decken, 
zur Eigenversorgung genutzt werden.

Dadurch ist der im Sinne einer Eigenversorgung genutzte 
Strom auf den jeweils niedrigeren Wert des selbst  

erzeugten und des selbst verbrauchten Stroms je 
Viertelstunde begrenzt. Der „Überschussstrom“ kann 
theoretisch überlassen werden, z. B. durch Lieferung 
und Netzeinspeisung an Letztverbraucher. Dabei besteht 
ein Anspruch auf Anschluss sowie eine Abnahmepflicht. 
Die eingespeisten Strommengen können dann nach dem 
EEG vergütet werden.

•	 Berechnung der Marktprämie nach 
	 anzulegendem Wert, Marktprämie = 
	 anzulegender Wert - Monatsmarktwert, 
	 Spotmarkt

•	 vermarktungsseriös vom 
	 Direktvermarkter

Zahlungsanspruch

Marktprämie
nach § 20 EEG 2017 – 

geförderte Direktvermarktung (Regel)

Einspeisevergütung
nach § 21 EEG 2017 

(Ausnahme)

Fördermöglichkeiten nach § 19 Abs. 1 EEG 2017

Direktvermarktung (Regelfall) Netzeinspeisung (Ausnahme)

Direktvermarktung zur 
Inanspruchnahme der Marktprämie

•	 Anlagen ≤ 100 kW

•	 Einspeisevergütung = anzulegender 
	 Wert - 0,2 ct/kWh

•	 Anlagen ≥ 100 kW

•	 Beschränkung
	 - max. 3 Folgemonate
	 - max. 6 Monate im Jahr

•	 80 % des anzulegenden Wertes 

„normale“ Einspeisevergütung 
bei kleineren Anlagen

Einspeisevergütung in Ausnahmefällen
„Ausfallvergütung“

Ein Genehmigungserfordernis besteht mangels boden-
rechtlicher Relevanz bei PV-Anlagen auf Dächern nicht, 
anders sieht dies bei Freilandanlagen aus (§ 38 Abs. 1  
BauGB). Es bestehen möglicherweise Ausnahmen, bspw. 
bei denkmalgeschützten Gebäuden, in einem Gebiet mit 
Ensembleschutz, bei Fassadenanlagen oder auf öffentlichen 
Gebäuden/Veranstaltungsgebäuden. Grundlegend sind 
immer ortsspezifische Besonderheiten zu beachten.

Anschluss- und Abnahmepflicht
Nach § 8 Abs. 1 EEG besteht eine unverzügliche Anschluss- 
pflicht an das öffentliche Versorgungsnetz im Hinblick 
auf die Erzeugungsanlage aus erneuerbaren Energien.
Der Anschlussanspruch besteht zum nächst gelegenen 

2. Eigenversorgungsanlage
günstigsten Verknüpfungspunkt. Unter bestimmten Vor-
aussetzungen besteht zudem ein Anspruch auf Ausbau 
der Netzkapazität, wenn diese am Verknüpfungspunkt 
nicht ausreichen sollte.

Ferner ist der Netzbetreiber nach § 11 EEG verpflichtet, 
den gesamten angebotenen Strom aus der erneuerbaren 
Energie vorrangig abzunehmen, zu übertragen und zu 
verteilen.

Vergütung nach EEG 2021
Die nachfolgende Grafik stellt einen Überblick über das 
grundsätzliche Vergütungssystem des EEG 2021 im Be-
reich von Gebäude-PV-Anlagen dar. 
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II. Elektromobilität und Eigenstromversorgung

Nach § 19 Abs. 1 EEG 2021 gibt es aktuell es im Wesent-
lichen folgende Fördermöglichkeiten:
• Einspeisevergütung
• Marktprämie
• Mieterstromzuschlag

Maßgeblicher Begriff ist für beide Fördersysteme der 
sogenannte anzulegende Wert. Der anzulegende Wert 
wird gesetzlich oder ab einer bestimmten Anlagengröße 
durch Ausschreibungen bestimmt. Die Höhe der Einspei-
severgütung ist der anzulegende Wert abzüglich 0,2 ct 
pro Kilowattstunde.

Im Bereich der Marktprämie (Direktvermarktung) ist 
der anzulegende Wert die durch das EEG zugesicherte 
Vergütung. Die Marktprämie wird bei Direktvermark-
tung gezahlt. Der Anlagenbetreiber erhält hierbei vom 
Direktvermarkter den Erlös für den Verkauf des Stroms 
und vom Netzbetreiber die Marktprämie. Die Marktprä-
mie „füllt“ die Vergütung aus dem Stromverkauf bis zur 
Höhe des anzulegenden Wertes „auf“. Die Marktprämie 
ist demnach die Differenz zwischen dem anzulegenden 
Wert und dem Monatsmarktwert, sodass der Anlagen- 
betreiber immer den anzulegenden Wert erhält.

Die Basisvergütung nach § 48 Abs. 1 EEG 2021 beträgt 
6,01 ct/kWh. Gebäudeanlagen werden dabei gestaffelt 
nach installierter Leistung (§ 48 Abs. 2 EEG 2021):
• bis 10 kW 8,56 ct/kWh
• bis 40 kW 8,33 ct/kWh
• bis 750 kW 6,62 ct/kWh

Die Vergütung für Freiflächen ist in § 48 Abs. 3  
EEG 2021 geregelt.

Mit Inkrafttreten des EEG 2021 können nun Anlagen ab 
300 kW an Ausschreibungen teilnehmen. Wenn keine 
Teilnahme an Ausschreibung erfolgt, werden nur noch 
50 % des erzeugten Stroms gefördert, um die Eigenver-
sorgung indirekt zu fördern.

Die Fördersätze sinken je nach Gesamtzubau nach § 49 
EEG 2021(Degression). Dabei gilt: je stärker der Zubau, 
desto mehr sinken die Fördersätze. Grundsätzlich beträgt 
die monatliche Verringerung rund 0,4 %, welche mit dem 
Zubau steigt und mit abnehmendem Zubau sinkt.

Die Neuerungen durch das EEG 2021 bestehen aus dem 
Entfallen der EEG-Umlage für Anlagen bis 30 kW und 
bis 30 MWh pro Jahr (§ 61 b Abs. 2 EEG 2021). Die Mög-
lichkeit der Teilnahme an Ausschreibungen für Anlagen 
ab 300 kW (§ 22 Abs. 6 EEG 2021) können nun an Aus-
schreibungen teilnehmen. Ferner erhalten Anlagen von 
300 KW bis 750 KW nur noch Förderung auf 50 % des 
erzeugten Stroms (§ 48 Abs. 5 EEG 2021). 
Beim Mieterstrommodell kommt es zu Erhöhung der 
Zuschläge, der Aufnahme des Quartierbezugs und zu 
Regelungen zum Lieferkettenmodell.

Grundsätzlich lässt sich sagen, dass zur Förderung von 
E-Mobilität der Ausbau von Ladeinfrastruktur unabdingbar 
ist. Die vorgenommenen neuen Änderungen innerhalb 
des EEG 2021 dienen dabei auch der Förderung des 
Ausbaus von Eigenversorgungsanlagen. Bereits auf-
grund der Vorteile einer Eigenversorgungsanlage ist die 
Errichtung einer Anlage zur Gewinnung von Strom aus 
erneuerbaren Energien auch für Kommunen sinnvoll. 
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Die Verbindung von selbsterzeugtem Strom aus einer 
Gebäude-PV-Anlage und Ladesäulen für Mitarbeiter und 
Dritte kann einige Vorteile bieten.

Soweit selbst erzeugter Strom angeboten wird, entfallen 
bereits viele Kostenbestandteile. Im Wesentlichen fallen 
neben den eigentlichen Erzeugungskosten an:
•	 EEG-Umlage
•	 Stromsteuer und
•	 Umsatzsteuer 

Hinsichtlich der Stromsteuer kann nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 b  
StromStG für Anlagen bis 2 MW und in räumlicher Nähe 
(4,5 km) zur Verbrauchsstelle eine Befreiung beantragt 
werden. Im Bereich der Elektromobilität bestehen außer-
dem für bestimmte Bereiche noch andere Entlastungs-
möglichkeiten.

Wenn der selbsterzeugte Ladestrom zudem den eigenen 
Mitarbeitern zur Verfügung gestellt wird, kommen sogar 
noch die dargestellten Vorteile nach § 3 Nr. 46 EStG 
sowie die Umlageprivilegierung für Eigenversorgung in 
Betracht. Soweit der Ladestrom der Eigenversorgung und 
Dritten zur Verfügung gestellt wird, sind die Vorgaben zur 
Abgrenzung von Drittstrommengen zu beachten. 

Grundsätzlich unterliegen Drittstrommengen und die Eigen- 
versorgung der EEG-Umlage in unterschiedlicher Höhe.

Sie sind daher voneinander durch mess- und eichrechts-
konforme Messeinrichtungen (§ 62 b Abs. 1 EEG 2021) 
abzugrenzen. Soweit Dritte versorgt werden, muss durch 
entsprechende Zähler eine Erfassung und Abgrenzung 
stattfinden.

3. Elektromobilität und PV
Ausnahmen bestehen aber nach § 62 b Abs. 2 EEG 2021. 
Keine Messung muss erfolgen, wenn
•	 für die gesamte Strommenge höchster (einschlägiger) 
	 EEG-Umlagesatz gezahlt wird (§ 62 b Abs. 2 Nr. 1 
	 EEG 2021) oder
•	 die Abgrenzung technisch unmöglich oder mit 
	 unvertretbarem Aufwand verbunden wäre und auch 
	 eine Abrechnung wirtschaftlich nicht zumutbar ist 
	 (§ 62 b Abs. 2 Nr. 2 EEG 2021).

Wenn diese Ausnahme nach § 62 b Abs. 2 Nr. 2 EEG 2021 
vorliegt, dann kann der Verbrauch geschätzt werden (§ 62 b 
Abs. 3 EEG 2021). An die Schätzung werden jedoch hohe 
Anforderungen gestellt: 
•	 sachgerecht und in einer für einen nicht sach-
	 verständigen Dritten jederzeit nachvollziehbaren 
	 Art und Weise und
•	 Sicherstellung, dass nicht weniger EEG-Umlage gezahlt 
	 wird als bei einer mess- und eichrechtskonformen
	 Messung (worst-case-Betrachtung).

In diesem Bereich bestehen derzeit noch einige Unsicher-
heiten. Diesbezüglich hat die Bundesnetzagentur am 
08.10.2020 einen Leitfaden zum Messen und Schätzen 
veröffentlicht, der als Orientierungshilfe dienen kann. 
Zusammenfassend kann aber gerade ein solches Modell 
viele Vorteile bieten.

Durch die EEG-Novelle 2021 wurde vieles neu geregelt. 
Hinsichtlich einiger Regelung bestehen jedoch erhebliche 
Bedenken. Insbesondere bestehen Zweifel, ob die euro-
parechtlichen Vorgaben eingehalten wurden.  
Änderungs- und Reparaturgesetze sind bereits veröffent-
licht oder in Arbeit.

Weitere Neuregelungen oder Umgestaltungen sind daher 
zu erwarten.
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